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1C_111/2014, Urteil vom 09.10.2014 
Art. 3 Abs. 2 BGFA; § 9 Abs. 3 VRG (Verwaltungsrechtspflegegesetz des Kantons Thurgau); Anwaltsmonopol; 
Zulassung zur gewerbemässigen Vertretung vor Verwaltungsgericht. 
Die Beschwerdeführer rügen, das in § 9 Abs. 3 VRG vorgesehene Anwaltsmonopol sei bundesrechtswidrig, 
weil damit faktisch die bundesrechtlichen Vorschriften vereitelt würden, die für die Vertretung in 
Verwaltungsverfahren vor dem Bundesgericht und dem Bundesverwaltungsgericht kein Anwaltsmonopol 
vorsähen. Es sei widersinnig, dass eine Partei für das Verfahren vor der Vorinstanz das Anwaltsmonopol zu 
beachten habe, obwohl sie im vorangehenden kantonalen und dem nachgelagerten bundesrechtlichen 
Verfahren in der Wahl der Vertretung frei sei. 
Nach dem in Art. 49 Abs. 1 BV verankerten Vorrang des Bundesrechts dürfen die Kantone in Sachgebieten, 
die das Bundesrecht nicht abschliessend ordnet, nur solche Vorschriften erlassen, die nicht gegen Sinn und 
Geist des Bundesrechts verstossen und dessen Zweck nicht beeinträchtigen oder vereiteln (BGE 139 I 195 E. 
4 mit Hinweisen). 
Die Kompetenz zur Regelung der Parteivertretung in den Verfahren vor den kantonalen 
Verwaltungsgerichten steht mangels bundesrechtlicher Bestimmungen den Kantonen zu (HANS NATER, in: 
Kommentar zum Anwaltsgesetz, Fellmann/Zindel [Hrsg.], N. 7 zu Art. 3 BGFA; BOHNET/MARTENET, Droit de 
la profession d’avocat, 2009, S. 111). Der Kanton Thurgau und andere Kantone haben für die Verfahren vor 
ihren Verwaltungsgerichten die Geltung des Anwaltsmonopols vorgesehen (KASPAR SCHILLER, 
Schweizerisches Anwaltsrecht, 2009, S. 67 Fn. 246; WALTER FELLMANN, Anwaltsrecht, 2010, S. 276 Rz. 738; 
vgl. auch NATER, a. a. O., N. 6 zu Art. 3 BGFA). In der Lehre wird die Meinung vertreten, für die 
bundesgerichtlichen Verfahren sei grundsätzlich ein umfassendes Anwaltsmonopol gerechtfertigt (LAURENT 
MERZ, in: Basler Kommentar zum BGG, 2. Aufl. 2011, N. 14. zu Art. 40 BGG; vgl. auch SCHILLER, a. a. O., S. 67 
Rz. 297). Der Bundesrat sah in seinem Entwurf zum Bundesgerichtsgesetz für die Vertretung vor 
Bundesgericht generell das Anwaltsmonopol vor. Der Nationalrat beschränkte in der Herbstsession 2004 die 
Geltung dieses Monopols vor Bundesgericht jedoch auf Zivil- und Strafsachen, weil er an der damals 
geltenden Rechtslage nichts ändern wollte. Der Ständerat, der zunächst der Ansicht des Bundesrats gefolgt 
war, schloss sich der Meinung des Nationalrats an und stimmte für die Beibehaltung des Status quo (BGE 134 
III 520 E. 1.4 S. 523 mit Hinweisen). Entsprechend sieht Art. 40 BGG für die Vertretung vor Bundesgericht in 
öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten kein Anwaltsmonopol vor (BGE 134 III 520 E. 1.2 S. 522). Dieses 
Monopol gilt auch für Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht nicht (Art. 37 VGG in Verbindung mit Art. 



2 
 

11 VwVG; Urteil des Bundesverwaltungsgerichts A-6799/2007 vom 4. 12. 2007 E. 3.2; 
MOSER/BEUSCH/KNEUBÜHLER, Prozessieren vor dem Bundesverwaltungsgericht, 2. Aufl. 2013, S. 136 Rz. 
3.4; WALTER FELLMANN, Anwaltsrecht, 2010, S. 275 Rz. 736). 

 relevancy.bger.ch/php/aza/http/index.php?lang=de&zoom=&type=show_document&highlight_docid=aza
%3A%2F%2F09-10-2014-1C_111-2014 
2C_85/2008, Urteil vom 24.09.2008 
Recours contre l'arrêt du Tribunal administratif du canton de Vaud du 20 décembre 2007 et contre celui du 
1er octobre 2007. 
 
Art. 3 al. 1 LLCA, art. 18 de la Loi vaudoise sur la profession d’avocat (LPaV) et Loi fédérale sur le marché 
intérieur. 
Libre circulation des avocats, inscription au tableau des avocats stagiaires. 

 relevancy.bger.ch/php/aza/http/index.php?lang=de&zoom=&type=show_document&highlight_docid=aza
%3A%2F%2F24-09-2008-2C_85-2008 
2C_85/2008, 2C_94/2008, Urteil vom 24.09.2008 
Recours contre l'arrêt du Tribunal administratif du canton de Vaud du 20 décembre 2007 et contre celui du 
1er octobre 2007. 
 
Art. 3, 4 LLCA. 
Inscription au tableau des avocats stagiaires 
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%3A%2F%2F24-09-2008-2C_85-2008 
2P.318/2006, 2A.733/2006, Urteil vom 27.07.2007 
Art. 3, 13 lit. c und i und 17 ff. BGFA. 
Disziplinaraufsicht über Rechtsanwälte (befristetes Berufsausübungsverbot). 
Der Beschwerdeführer macht geltend, das eidgenössische Anwaltsgesetz schliesse aus, dass der kantonale 
Gesetzgeber in Vereinbarungen des Rechtsanwalts mit seinem Klienten über das geschuldete Honorar 
eingreife. Mit dieser Argumentation verkennt der Beschwerdeführer, dass bei Erlass des eidgenössischen 
Anwaltsgesetzes bewusst auf eine einheitliche Regelung von Honorarfragen verzichtet worden ist. Die 
Kantone können – wie schon vor Inkrafttreten des eidgenössischen Anwaltsgesetzes – innerhalb der 
Schranken der Bundesverfassung allgemeine Vorschriften über die Bemessung des Anwaltshonorars 
aufstellen. Von einer Verletzung des Grundsatzes des Vorrangs des Bundesrechts (Art. 49 BV), auf den sich der 
Beschwerdeführer implizit beruft, kann deshalb im vorliegenden Zusammenhang keine Rede sein. 
Der Beschwerdeführer hat sich Krankentaggeldansprüche der Anzeigerin abtreten lassen, wobei die 
Zessionen nichts mit dem eigentlichen Mandat zu tun hatten, sondern allein der Sicherung seiner 
Honorarforderungen dienten. Eine derartige Forderungsabtretung ist nicht per se unstatthaft, es ist dabei 
allerdings in geeigneter Weise vorzugehen und gegebenenfalls auf die besonderen Verhältnisse des 
Einzelfalls Rücksicht zu nehmen. 
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2P.274/2004, Urteil vom 13.04.2005 
Staatsrechtliche Beschwerde gegen den Beschluss des Obergerichts des Kantons Zürich vom 22. September 
2004. 
 
Art. 3, 8, 12, 17 BGFA sowie § 1 und § 30 aAnwG/ZH. 
Entzug des Rechtsanwaltspatents eines Zürcher Anwalts, der wegen Erschleichens einer Falschbeurkundung 
zu einer bedingten Gefängnisstrafe von acht Monaten verurteilt worden war; Art. 27 BV. 
Wo bei Streitigkeiten über den Patententzug zugleich eine Verzahnung mit den bundesrechtlichen 
Vorschriften des eidgenössischen Anwaltsgesetzes besteht, welches u.a. die sachlichen und persönlichen 
Voraussetzungen für den Eintrag ins Anwaltsregister normiert (Art. 7 f. BGFA) und die Berufsregeln für 
Anwälte abschliessend festhält (Art. 12 BGFA), ist als Rechtsmittel auf Bundesebene die 
Verwaltungsgerichtsbeschwerde zulässig (E. 1). 
Weil der Entzug des Anwaltspatents einen besonders schweren Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit darstellt, 
prüft das Bundesgericht vorliegend sowohl die Anwendung und Auslegung des einschlägigen kantonalen 
Rechts als auch die Verhältnismässigkeit des Eingriffs frei (E.2). 
Entscheidend ist nach der Regelung von § 30 aAnwG/ZH einzig, ob der Patentinhaber noch über die 
gesetzlich geforderte Ehrenhaftigkeit und Zutrauenswürdigkeit - und damit über die gemäss § 1 aAnwG/ZH 
notwendigen persönlichen Voraussetzungen für die Erteilung der Berufsausübungsbewilligung - verfügt oder 
ob er diese Eigenschaften verloren hat (E. 3). 
Ein Patententzug erfolgt in der Regel nur nach einer vorgängigen Warnung; ausnahmsweise bereits nach 
einer erstmaligen Verfehlung, wenn das fragliche Verhalten Eigenschaften offenbart, welche mit der Stellung 
eines Rechtsanwalts schlechthin unvereinbar sind (E. 4). 
Die berufsspezifische Ehrenhaftigkeit und Zutrauenswürdigkeit wird durch die strafrechtliche Verurteilung 
besonders stark betroffen, weil diese auf Handlungen zurückgeht, die in direktem Zusammenhang mit seiner 
Tätigkeit und Funktion als Rechtsanwalt stehen. Nicht entscheidend ist, dass das strafbare Verhalten des 
Beschwerdeführers im Zeitpunkt des Patententzugs bereits rund 14 Jahre zurücklag. Der berufliche Leumund 
des Beschwerdeführers wird durch verschiedene vorangegangene Disziplinarmassnahmen zusätzlich 
erheblich beeinträchtigt. Der Schluss auf das Vorliegen erheblicher Charaktermängel, welche die persönliche 
Befähigung zur Ausübung des Rechtsanwaltsberufs in Frage stellen, drängt sich insbesondere aufgrund des 
Lügenverhaltens im Strafverfahren sowie der Verwicklung der Familienangehörigen in seine offensichtlich 
erfundenen Geschichten geradezu auf (E. 5). 
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